Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Solidarität der Arbeitgeber einfordern: 

Bedingungen für Teilzeitarbeit im Alter und Vorruhestand 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Massenarbeitslosigkeit zwingt dazu, auf absehbare Zeit die 
Möglichkeiten der Lebensarbeitszeitverkürzung zu nutzen. Aller- 
dings müssen die Arbeitgeber künftig stärker an der Finanzierung 
beteiligt werden. 

Daher muß die pauschale Frühverrentung ersetzt werden durch 
eine attraktive Altersteilzeitregelung. Diese Altersteilzeitregelung 
ermöglicht den gleitenden Übergang vom Berufsleben in den Ru- 
hestand. Gleichzeitig muß die Rente ab 60 wegen Arbeitslosigkeit 
als Ultima ratio offengehalten und dabei anders finanziert werden 
als bisher. 

Im Rahmen der Verhandlungen der Tarifparteien mit der Bundes- 
regierung über ein Bündnis für Arbeit muß auch eine Lösung für 
das Problem der arbeitsmarktbedingten Frühverrentung gefunden 
werden. Für die Fraktion der SPD sind folgende Bedingungen un- 
verzichtbar: 

1. Einführung einer für die Beschäftigten und die Tarif parteien 

attraktiven Förderung der Altersteilzeit mit folgenden Eck- 
werten: 

- Alter 55 Jahre bei Beginn der Teilzeitarbeit, 

- Aufstockung des im Verhältnis der Arbeitszeitverkürzung 
verminderten Arbeitsentgelts auf mindestens 70 % des 
Vollzeit-Bruttolohnes, 

- Aufstockung der Sozialversicherungsbeiträge auf minde- 
stens 90 % des Arbeitsentgelts bei Vollzeitbeschäftigung, 

- Erstattung der Aufstockung des Arbeitsentgelts und der So- 
zialversicherungsbeiträge durch die Bundesanstalt für Ar- 
beit unter der Voraussetzung, daß die rechnerisch frei wer- 
denden Arbeitsplätze wieder besetzt, Auszubildende 
übernommen oder sonst notwendige betriebsbedingte Kün- 
digungen vermieden werden, 

- Laufzeit der Teilzeitförderung bis zum 63. Lebensjahr. 

- Voller Arbeitslosengeldanspruch, wenn der Altersteilzeit- 
beschäftigte arbeitslos wird. 
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2. Voller Vertrauensschutz für diejenigen Beschäftigten, die auf 
die geltende „Vorruhestandsregelung" (über Tarifverträge 
oder Arbeitslosengeld ab 57, Altersrente ab 60 wegen Arbeits- 
losigkeit) vertraut haben, und zwar 

- für alle Arbeitslosen, die am Stichtag das 55. Lebensjahr 
vollendet haben, 

- für alle Beschäftigten, die bereits eine arbeitsrechtlich bin- 
dende Vorruhestandsvereinbarung abgeschlossen haben, 

- und für alle Beschäftigten im Geltungsbereich von Vorru- 
hestands-Tarifverträgen (z. B. Bahn und Post). 

3. Flankierende Absicherung für alle älteren Arbeitslosen, die 
nicht in den Genuß von Sozialplanregelungen und der neuen 
Altersteilzeitregelungen kommen können (vor allem in Klein- 
und Mittelbetrieben). Dies kann entweder im Rahmen des Ar- 
beitsförderungsgesetzes (AFG) oder durch rentenrechtliche 
Sonderregelungen erfolgen. 

4. Spürbare finanzielle Beteiligung der Arbeitgeber an den Ko- 
sten der Vorruhestands- und Altersteilzeitregelung bei gleich- 
zeitigem Wegfall der Erstattungspflicht nach dem heutigen 
§ 128 AFG. Hierbei muß die Möglichkeit bestehen, Klein- und 
Mittelbetriebe von der finanziellen Beteiligung zu befreien. 

5. Keine Verschlechterung des Arbeitsförderungsgesetzes (Rück- 
nahme der sog. Arbeitslosenhilfe-Reform, keine Verkürzung 
der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes, keine Verschärfung 
der Anrechnung von Sozialplanleistungen auf Arbeitslosen- 
geld und -hilfe). 

Bonn, den 7. Februar 1996 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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